
WIR GEHÖREN 
ZUSAMMEN!

Ein modernes Einwanderungsrecht ist nötig, 
um unserer vielfältigen Gesellschaft und un-
serem modernen Land gerecht zu werden. 
Mit dem neuen Staatsangehörigkeitsrecht 
senden wir ein starkes Signal an Millionen 
Menschen mit Migrationsgeschichte in unse-
rem Land: Ihr gehört dazu!

Mehr Fortschritt wagen.

Neues Staats-
angehörigkeitsrecht



Die Fakten
	• Gut integrierte Menschen mit Einwanderungsgeschichte können 

künftig schon nach fünf statt nach acht Jahren eingebürgert  
werden, bei besonderen Integrationsleistungen bereits nach drei 
Jahren. Damit schaffen wir wichtige Anreize zur Integration.

	• Mehrstaatigkeit wird generell ermöglicht. Dadurch werden die  
Lebensrealitäten vieler Menschen anerkennt, die künftig nicht 
mehr einen Teil ihrer Identität aufgeben müssen. Ein modernisier­
tes Staatangehörigkeitsrecht schaffen wir auch für gebürtige 
Deutsche, damit auch sie künftig eine weitere Staatsbürgerschaft 
erhalten können, ohne wie bisher ihre deutsche Staatsangehörig­
keit aufgeben zu müssen. Das ist in vielen anderen Ländern bereits 
gelebtes Recht.

	• Die Lebensleistung der Gastarbeitergeneration und der „Vertrags­
arbeiter:innen“ wird anerkannt, indem ihnen die Einbürgerung  
erleichtert wird: Für sie gelten künftig Erleichterungen bei der  
Lebensunterhaltssicherung und beim Sprachnachweis. Auch  
müssen sie keinen Einbürgerungstest mehr machen.

	• Mit einem modernisierten Staatsangehörigkeitsrecht und der da­
mit verbundenen Möglichkeit, sich hier schneller und nachhaltiger 
zu integrieren, verbessern wir auch unsere Stellung im globalen 
Wettbewerb um Fach- und Arbeitskräfte. Denn unsere wirtschaft­
liche Entwicklung und unser Wohlstand hängen vom Gewinn  
dringend benötigter Arbeitskräfte auch aus dem Ausland ab. 

	• Klar ist dabei immer: Rassismus, Antisemitismus oder jede andere 
Form von Menschenfeindlichkeit stehen einer Einbürgerung ent­
gegen – da gibt es keinerlei Toleranz.

Stand: 02.04.2024. Herausgeberin: SPD-Bundestagsfraktion, Josephine Ortleb MdB,  
Parlamentarische Geschäftsführerin, Platz der Republik 1, 11011 Berlin


